= we = 


Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


* 


Nr. 20. 


(Ir. 2838.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 8. Maͤrz 1847., die Erhebung einer Steuer von 
dem in hieſiger Stadt eingehenden Wildpret betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 22. v. M. genehmige Ich, daß fortan von dem 
nachbenannten Wildpret, beim Eingange in die hieſige Nefidenz, eine Steuer 
zum Beſten der ſtaͤdtiſchen Armenkaſſe nach folgenden Tarifſaͤtzen erhoben werde: 
von einem Stück Roth wild 3 Rthlr. 
von einem Stuͤck Dammwildd . F 2 
T. — , A . 1 
— AAA ͥͥ0ͥ—ͥ i...... . . 
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von einem Faſan, einer Waldſchnepfe, einem Birk⸗ 
huhn, einem Haſelhuhn, einem Auerhahn oder einem 
TR a ee en VAN g 
r ee de : 
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Für das Ziemer eines Hirſches, Schweines oder Rehes iſt die Haͤlfte 
und für die Keule oder das Vorderblatt dieſer Thiere, ſowie für den Kopf 
eines Schweines der vierte Theil des Steuerbetrages von dem ganzen Thiere 
zu erheben. Dasjenige Wildpret, welches von dem zum Zollverein nicht gehoͤ⸗ 
rigen Auslande eingeht, bleibt unter den in der Beſtimmung des Artikels J. zu 
J. des Vertrages vom 8. Mai 1841. wegen Fortdauer des Zoll- und Handels⸗ 
vereins (Geſetz-Sammlung S. 141.) angegebenen Vorausſetzungen von der 
Wildpretſteuer befreit. Bei Erhebung dieſer Steuer ſind die zum Schutze der 
Schlachtſteuer beſtehenden Strafbeſtimmungen zur Anwendung zu bringen. 
Mein gegenwaͤrtiger Befehl iſt durch das Amtsblatt der Regierung zu 
Potsdam bekannt zu machen. 
Berlin, den 8. Maͤrz 1847. 
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Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh und v. Duͤesberg. 


Jahrgang 1847. (Nr. 2838—2840.) 33 (Fr. 2839.) 
Ausgegeben zu Berlin den 22. Mai 1847. 
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(Nr. 2839.) Geſetz, betreffend die Glaubwuͤrdigkeit der zur Aufrechthaltung der öffentlichen 
Ordnung kommandirten Militairperfonen, D. d. den 8. April 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernomme— 
nem Gutachten Unſeres Staatsraths für den ganzen Umfang Unſerer Mo- 
5 mit Ausſchluß des Bezirks des Appe ationsgerichtshofes zu Coͤln, 
was folgt: 
Militairperſonen, welche als Schildwachen, Patrouillen oder in anderer 
Eigenſchaft zur Aufrechthaltung der oͤffentlichen Ordnung kommandirt 
ſind, und Beleidi ungen, Widerſetzlichkeiten oder andere Geſetzuͤbertre⸗ 
tungen, welche Ri dieſer Dienftleiftung veruͤbt werden, zur Anzeige 
bringen, verlieren in den dieſerhalb eingeleiteten Unterſuchungen, aus dem 
Grunde allein, weil ſie die Anzeige gemacht haben, oder bei dem Vor⸗ 
falle ſelbſt beleidigt oder verletzt worden ſind, nicht die Eigenſchaft voll⸗ 
guͤltiger Zeugen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem a Fe Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 8. April 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frhr. v. Müffling. v. Boyen. v. Savigny. Ühden. 


Beglaubigt: 
Bode, 

der Sfr a (Nr. 2840.) Verordnung über die Bildung eines Ehrenraths unter den Juſtizkommiſſarien, 
1 3 Advokaten und Notarien.] Vom 30. April 1847. gl, ad e G . 
, sa C. a. „a ar 5 
pr g,, Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden „Konig von 
DD bi lies Cnc das — Preußen c. dc. 
22 Neem Ae. Deu Deere, 40 k 8 a a ö N 

verordnen uͤber die Bildung eines Ehrenraths unter den Juſtizkommiſſarien, 


2 
. e. ei, N , 


E Advokaten und Notarien, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für den 
e , in ige ganzen Umfang Unſerer Monarchie, mit Ausſchluß des Bezirks des Appella⸗ 
e ee, kionsgerichtshofes zu Coln, was folgt: 


ee. a 
huteettenmecypfaßl . n Franset, H. 15 


Br 4 Bei jedem Landes⸗Juſtizkollegium ſoll aus der Mitte der Juſtizkom⸗ 

2 miſſarien, Advokaten und Notarien, welche im Bezirke deſſelben an eſtellt ſind, 

22222 ein Ehrenrath von ſechs bis zehn Mitgliedern, einſchließlich des Vorſthenden, 
gebildet werden. 

$. 2. 
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92. 
Der Ehrenrath, welcher ſein Amt unentgeltlich verwaltet, iſt befugt und b 
verpflichtet, uͤber die Erfuͤllung der beſonderen Amtspflichten, ſowie derjenigen «- 5, 2 
Pflichten feiner Standesgenoffen zu wachen, welche durch Ehrenhaftigkeit, Red⸗— „ 
lichkeit und Anſtand bedingt werden. Insbeſondere tritt derſelbe bei allen 
ergehen der Juſtizkommiſſarien, Advokaten und Notarien, welche nach dem 
Geſetze vom 29. Maͤrz 1844. im Disziplinarwege 50 ahnden find, an die 
Stelle der in jenem Geſetze angeordneten Disziplinar 
ſtehenden Rechten. 


r. ee . r 
ehoͤrde mit den dieſer zu⸗ . 
— fre f e, =, Ar 222 

H. 2 e dag? m Je) gt. 
In der Befugniß der Gerichte: | | . 

in den bei ihnen ſchwebenden Rechtsan elegenheiten die Juſtizkom ---- = 

miſſarien, Advokaten und Notarien zu dr Schuldigkeit anzuhalten . © 3... 7... _ 

und mit Ordnungsſtrafen zu belegen, f 8 A 

wird nichts geaͤndert. Die Gerichte koͤnnen aber auch in ſolchen Faͤllen die 

Unterſuchung und Entſcheidung dem Ehrenrathe uͤberlaſſen. 


§. 4. 

Jedes Landes⸗Juſtiz⸗Kollegium, bei welchem ein Staatsanwalt für Kri⸗ 
minalſachen nicht angeſtellt iſt, hat einen Beamten zu beſtellen, welcher die 
Funktionen des Staatsanwalts in den vor dem Ehrenrathe vorkommenden Un: 
terſuchungen wahrzunehmen hat. 


27 
2 -. 


H. 5. e eber Haber, , e eee eee e ha CR eee, 


Erachtet der Ehrenrath dafuͤr, daß Anlaß zu einem Dis ziplinar-Straf⸗ me, 
verfahren gegen einen Juſtizkommiſſarius, Advokaten oder Notar vorhanden e, ef ee 
ſei, oder wird die Einleitung eines ſolchen Verfahrens von dem Landes-Juſti chi weer mute 2 
Kollegium oder dem Staatsanwalt (F. 4.) beantragt, — welchem Antrage e e ee 
jedem Falle Statt gegeben werden muß, — ſo iſt die Unterſuchung in Form a 


N fi „ 7 A ae 8 4 Ale 
eines Beſchluſſes zu eröffnen, in welchem, wenn die Unterſuchung auf Dienſt⸗ PR { er. 
entlaſſung gerichtet ift, dies ausdrücklich ausgeſprochen werden muß. „„ 
a e Gee, ZI c 
H. 6. ö ee . c, A. 
Die Inſtruktion der Sache erfolgt vor verſammeltem Ehrenrathe, oder, . 2 
durch einen aus ſeiner Mitte beſtellten Kommiſſarius. % $ 
9. 7 fs; | Ir a, eee. 
1 * ee e a, star 455. 
Dem Ehrenrathe ſteht das Recht zu, in dem Verfahren Zeugen zu laden "= ; 


und eidlich zu vernehmen. a N vr er, A e, 
Erſcheinen dieſelben auf die Vorladung nicht, fo iſt der perſönliche Rich⸗ agel, Ne Au 
ter um ihre Geſtellung zu erſuchen. ä e 


H. 8. r 2 | 
| Erſcheint der Angeſchuldigte auch auf die zweite an ihn gerichtete Vor⸗ 20 
ladung nicht, oder wwe er die Auslaſſung, ſo werden die Anſchuldigun⸗ 
gen, wenn fie durch Urkunden beſcheinigt find, Fir zugeftanden erachtet. 
(Nr. 2840.) 33 * Sind 
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Sind zum Beweiſe Zeugen zu vernehmen, fo wird mit deren Verneh⸗ 
mung in contumaciam 55 und die Sache ohne weitere Vorladung des 
Angeſchuldigten zum Schluß inſtruirt. 


§. 9. 

Erachtet der Ehrenrath ſchon im Laufe der Unterſuchung eine Amts— 
Suspenſion des Angeſchuldigten fuͤr noͤthig, ſo hat er gutachtlich an das vor— 
zuſſche Landes-Juſtizkollegium zu berichten, dem die Entſcheidung daruͤber 
zuſteht. 

Daſſelbe kann aber auch ohne einen ſolchen Antrag die Suspenſion von 
Amtswegen verfuͤgen. 

H. 10. 


Behufs der Entſcheidung wird der Angeſchuldigte durch eine ſchriftliche 
Vorladung, in welcher die gegen ihn erhobenen Anſchuldigungen und Beweiſe 
kurz anzugeben ſind, zu einer Sitzung des Ehrenraths, mindeſtens acht Tage 
vorher, in der fuͤr gerichtliche Vorladungen vorgeſchriebenen Form, berufen, 
und gleichzeitig dem Staatsanwalt von der Sitzung Nachricht gegeben. 

In der Sitzung, in welcher mindeſtens fuͤnf Mitglieder, einſchließlich des 
Vorſitzenden, zugegen ſein muͤſſen, werden die einzelnen Anſchuldigungspunkte 
von dem Vorſitzenden oder einem von demſelben beſtellten Referenten entwickelt, 
die Zeugenausſagen und andere Beweismittel vorgeleſen, der Staatsanwalt 
wird, wenn derſelbe gegenwaͤrtig iſt, mit ſeinen Antraͤgen und der Angeſchul⸗ 
digte mit ſeiner Nen eng gehoͤrt, und ſodann die nach Stimmenmehrheit 
beſchloſſene Entſcheidung ſofort, oder doch in einer zu dieſem Zwecke ſogleich zu 
beſtimmenden und nicht uͤber acht Tage hinaus anzuſetzenden Sitzung, ver⸗ 
kuͤndigt. 

8 


Der Staatsanwalt muß, wenn die Unterſuchung auf Dienſtentlaſſung 
gerichtet ift, feine Anträge in der Sitzung (F. 10.) perſoͤnlich oder durch einen 
Subſtituten machen; in allen anderen Fallen kann er ſeine Erklaͤrung auch 
ſchriftlich abgeben. 

§. 12. 

Die Strafen, auf welche der Ehrenrath zu erkennen befugt iſt, ſind: 
Ermahnung oder Warnung, Verweis, Geldbußen bis zu 500 Thalern 
und Dienſtentlaſſung. 

$. 13. 

Bei der Entſcheidung hat der Ehrenrath, ohne an poſitive Beweisregeln. 
gebunden zu ſein, nach ſeiner aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen 
und Beweiſe geſchoͤpften Ueberzeugung zu beurtheilen, in wieweit die Anſchul⸗ 
digung fuͤr gegruͤndet zu erachten. 

$. 14. 


f Der von allen Mitgliedern des Ehrenraths unterſchriebene Beſchluß iſt 
dem Angeklagten, und eine Abſchrift deſſelben dem Staatsanwalte wie 


— 
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$. 45: de 25 15-87 Jia *. , e. a. *. Be Dank Du C2. Al: Acker) 
Gegen die Entfcheidung des Ehrenraths kann ſowohl vom Angeklagten, 0. 2/37 
als vom Staatsanwalt Rekurs innerhalb ſechs Wochen praͤkluſiviſcher Friſt. s.-- 


2 7 R ‚ 2 . 7 
vom Tage des behaͤndigten Beſcheides eingelegt werden. 2 e, lan e d. e dl 
$. 16. , 72 e an er e, CA 0 Lil 
1 22 A r 545 


Dieſer Rekurs geht, wenn der Angeklagte darüber, auf Dienftentz zu. Arusraumarım 
laſſung erkannt, oder der Staatsanwalt darüber, daß die Dienſtentlaſſung nicht =... , 
ausgeſprochen worden, Beſchwerde fuͤhrt, an das Geheime Ober⸗Tribunal, und -e e. | 
in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein an den Rheiniſchen Revi⸗ e eee 
ſions- und Kaſſationshof. In allen anderen Faͤllen geht der Rekurs an das e ee, eee, 
vorgeſetzte Landes-Juſtizkollegium, in Neu⸗Vorpommern das Ober⸗Appellations⸗ 3.30, leer, 
gericht zu Greifswald. a 


A e, ol. nt net 


$. 17. 0 29) may av 73 


Iſt auf eine geringere Strafe als Dienſtentlaſſung erkannt, und der n- . 
geklagte legt Rekurs an das Landes-Juſtizkollegium, der Staatsanwalt aber Ee, 
an das Geheime Ober-Tribunal oder den Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſa- r e arm. 
tionshof ein, ſo entſcheidet uͤber beide Rekurſe der hoͤhere Gerichtshof. Harl f. (en, 


Sal . ae. 

$. 18. A. . 

Die zur Ausfuͤhrung von Erkenntniſſen, welche auf Geldſtrafen oder a ee e 

Dienſtentlaſſung lauten, erforderlichen Maaßregeln ſind bei dem eee 
Landes-Juſtizkollegium zu beantragen. ER 


8 Fr > 
um debe . x v ebe. . 


$. 19. Sime Js e «4 

An Koſten kommen nur baare Auslagen zum Anſatz, welche der zu einer zu... Annan. Bei 
Strafe Verurtheilte zu tragen ſchuldig und die bei erfolgter Freiſprechung oder , ee Ar e 
beim Unvermögen des Verurtheilten dem Kriminalfonds zur Laſt fallen. 5 

Die erkannten Geldſtrafen werden zunaͤchſt zur Deckung der Koſten „ 
wandt und fließen im Uebrigen zu den für den Bezirk eines jeden Landeg- Zr "FT — 
Juſtizkollegiums beſtehenden Fonds zur Unterftügung der Wittwen und Waiſen 
von Juſtizbeamten. 


$. 20. 


Kommen zur Kenntniß des Ehrenraths gemeine oder Amtsverbrechen im 
Sinne des H. 2. des Geſetzes vom 29. Maͤrz 1844., ſo muß er hiervon dem 
kompetenten Gerichte Anzeige machen, und es bleibt dieſem das weitere Ver— 
fahren vorbehalten. 


$. 21. 


Die Mitglieder des Ehrenraths, ſowie vier bis ſechs Stellvertreter der⸗ 
ſelben werden in einer vom Präſidenten des Landes⸗Juſtizkollegiums einzuberu⸗ 
fenden und gi leitenden General-Verſammlung der Juſtizkommiſſarien, Advo⸗ 
katen und Notarien des Bezirks, von den Anweſenden durch abſolute Stim- 
menmehrheit gewaͤhlt. 

(Nr. 2840.) Der 
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Der Wahlakt beginnt damit, daß jeder Anweſende dem Praͤſidenten einen 
Wahlzettel mit Bezeichnung der Mitglieder und Stellvertreter, fuͤr welche er 
ſtimmt, zuſtellt. Sollte auf dieſem Wege die erforderliche Zahl der Mitglieder 
und Stellvertreter die abſolute Stimmenmehrheit nicht erhalten, ſo wird uͤber 
jedes noch zu waͤhlende Mitglied und jeden noch zu waͤhlenden Stellvertreter 
einzeln abgeſtimmt. Wird die abſolute Stimmenmehrheit auch auf dieſem Wege 
durch zweimalige Abſtimmung nicht erreicht, ſo iſt der Beſchluß uͤber die zu 
waͤhlende Perſon dadurch herbeizufuͤhren, daß die dritte Abſtimmung über die⸗ 
jenigen Kandidaten erfolgt, welche bei der zweiten Abſtimmung die relativ mei- 
ſten Stimmen erhalten haben, und daß derjenige, welcher alsdann die meiſten 
Stimmen erhaͤlt, fuͤr gewaͤhlt erachtet wird. 

$. 22. 

Die Wahl der Mitglieder des Ehrenraths und ihrer Stellvertreter erfolgt 
auf ſechs Jahre. Nach Ablauf von je drei Jahren ſcheidet die Haͤlfte der 
Mitglieder und Stellvertreter aus, und wird von Neuem gewaͤhlt; das erſte 
Mal werden die Ausſcheidenden durch das Loos, demnaͤchſt durch die Zeit be⸗ 
ſtimmt, welche ſeit ihrer Wahl verſtrichen iſt. Die Ausſcheidenden ſind ſofort 
wieder waͤhlbar. 8 


Die Annahme der Wahl kann nur aus uͤberwiegenden Gruͤnden, deren 
Pruͤfung dem den Wahlakt leitenden Praͤſidenten des Landes-Juſtizkollegiums 
uͤberlaſſen bleibt, abgelehnt werden. 

Wenn jedoch nach Ablauf der drei Jahre eine Wiedererwaͤhlung erfolgt 
(F. 22.), jo ſteht die Annahme in der Willkuͤhr des Gewaͤhlten. 


§. 24. 


Jedes Mitglied des Ehrenraths, gegen welches ein Disziplinarverfahren 
nothwendig wird, ſcheidet ſofort aus dem Ehrenrathe aus, vorbehaltlich jedoch 
des Rechts zum Wiedereintritt bei Entbindung von jeder Strafe. 


8 §. 25. 


Der Vorſitzende des Ehrenraths, welcher am Orte des Obergerichts ſei⸗ 
nen Wohnſitz haben muß, wird von den Mitgliedern deſſelben, unmittelbar nach 
vollendetem Wahlakt ($$. 21. und 22.) durch abſolute Stimmenmehrheit in 
der $. 21. bezeichneten Art auf jedesmal drei Jahre gewaͤhlt. 


F. 20. 
Die Namen des Vorſitzenden und der Mitglieder des Ehrenraths, ſowie 


ihrer Stellvertreter, ſind nach jedem Wahlakt von dem Präfidenten des Landes⸗ 
Aue n aller durch die Amtsblaͤtter bekannt zu machen. Daſſelbe muß in 


Anſehung aller Veraͤnderungen geſchehen, welche im Laufe einer Wahlperiode 
vorkommen moͤchten. 
§. 237. 
Naͤhere Beſtimmungen uͤber den Wahlakt, das Verfahren — — 
ren⸗ 
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Ehrenrathe und die Art ſeiner Geſchaͤftsfuͤhrung bleiben einer beſonderen, von 
Unſerem Zuftiz- Minifter erlaſſenden Inſtruktion vorbehalten. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 30. April 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. Frhr. v. Canitz. 
v. Duͤesberg. 


(Nr. 2841.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 30. April 1847., betreffend den Stempel zu 
Kauf und Lieferungs⸗Vertraͤgen im kaufmaͤnniſchen Verkehre. 


und Lieferungs⸗Geſchaͤfte nach dem gegenwaͤrtigen Stande dieſes Verkehrs der 
fuͤr Kaͤufe von Mobilien vorgeſchriebene Stempel zu 3 pCt. des Kaufpreiſes zu 


Stempel⸗Abgabe von 15 Silbergroſchen und falls mehrere Kontrakts⸗Exemplare 


Stempel⸗Tarifpoſition „Maͤkler⸗Atteſte“ wird hierdurch nichts geaͤndert. — 
Zuwiderhandlungen gegen die gegenwaͤrtige Verordnung find nach den Straf- 


(Nr. 28402842.) 


= Mm 


des unverbraucht gebliebenen Stempels beſtehende Strafe, unter folidarifcher 
Haftung aller dieſer Perſonen fuͤr den Stempel, treffen. 
Diefer Mein Befehl ift durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 30. April 1847. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2842.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung der Statuten des Bonner Theater— 
Vereins. Vom 1. Mai 1847. 


Nachdem des Koͤnigs Majeſtaͤt die notariell vollzogenen Statuten der in 
Bonn unter dem Namen: 
„Bonner Theater-Verein“ 
gebildeten Aktiengeſellſchaft vom 8. November 1846. mittelſt Allerhoͤchſter Order 
vom 9. v. M. zu beſtaͤtigen geruhet haben, wird ſolches in Gemaͤßheit der 
Beſtimmung des F. 3. des Geſetzes vom 9. November 1843. über Aftien- 
Geſellſchaften, mit dem Bemerken hierdurch bekannt gemacht, daß die Statuten 
ſelbſt durch das Amtsblatt der Koͤnigl. Regierung zu Coͤln zur öffentlichen 
Kenntniß gelangen werden. 
Berlin, den 1. Mai 1847. 


Der Miniſter des Innern. Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Im Auftrage Im Auftrage 
Mathis. Bornemann. 


Bekanntmachung, 


die Berichtigung eines in der diesjaͤhrigen 1 era pag. 111. 
bei Nr. 2809. vorgekommenen Schreib-Fehlers betreffend. 


Di in der Allerhoͤchſten Order vom 19. Februar d. J. (Geſetzſammlung 
Nr. 2809.) Statt gefundene Bezugnahme auf den Anhang zu III. Nr. 1. 
Littera a. des Hafengeld-Tarifs für den Hafen von Pillau vom 18. Oktober 
1838. beruhet auf einem bei der Redaktion vorgefallenen Schreibfehler. 
Die Beſtimmung zu III. Nr. 2. gedachten Anhanges wegen des Liegegeldes 
der Binnen = Hootſen iſt diejenige, welche durch jene Allerhöchfte Order ab- 
geaͤndert worden. 
Berlin, den 7. Mai 1847. 


Der Finanzminiſter. 
v. Duͤesberg. 
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